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(57) Zusammenfassung: Die vorliegende Erfindung betrifft
ein Verfahren zur Ansteuerung einer Bremseinrichtung ei-
nes Fahrzeugs, insbesondere eines Schienenfahrzeugs für
den Hochgeschwindigkeitsverkehr, bei dem in einem Er-
mittlungsschritt wenigstens ein für eine aktuelle Ist-Verzö-
gerung des Fahrzeugs (101) entlang einer Fahrzeuglängs-
richtung repräsentatives, von einem Betriebszustand der
Bremseinrichtung (107) des Fahrzeugs (101) unabhängiges
Ist-Verzögerungssignal ermittelt wird, in einem Vergleichs-
schritt das Ist-Verzögerungssignal mit einem vorgebbaren
Soll-Verzögerungssignal verglichen wird, wobei das Soll-
Verzögerungssignal für eine aktuell vorgegebene Soll-Ver-
zögerung des Fahrzeugs (101) repräsentativ ist, und in ei-
nem Betätigungsschritt in Abhängigkeit von dem Ergebnis
des Vergleichsschritts wenigstens eine Bremseinheit (105,
106) der Bremseinrichtung (107) zur Unterstützung einer
Bremswirkung der Bremseinrichtung (107) angesteuert wird.
Das Ist-Verzögerungssignal wird in dem Ermittlungsschritt
unter Verwendung einer Mehrzahl voneinander unabhängi-
ger Teilsignale ermittelt, wobei jedes Teilsignal für die aktu-
elle Ist-Verzögerung des Fahrzeugs (101) entlang der Fahr-
zeuglängsrichtung repräsentativ ist.
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Beschreibung

[0001] Die vorliegende Erfindung betrifft ein Verfah-
ren zur Ansteuerung einer Bremseinrichtung eines
Fahrzeugs, insbesondere eines Schienenfahrzeugs
für den Hochgeschwindigkeitsverkehr, bei dem in ei-
nem Ermittlungsschritt wenigstens ein für eine ak-
tuelle Ist-Verzögerung des Fahrzeugs entlang einer
Fahrzeuglängsrichtung repräsentatives, von einem
Betriebszustand der Bremseinrichtung des Fahr-
zeugs unabhängiges Ist-Verzögerungssignal ermit-
telt wird, in einem Vergleichsschritt das Ist-Verzö-
gerungssignal mit einem vorgebbaren Soll-Verzöge-
rungssignal verglichen wird, wobei das Soll-Verzöge-
rungssignal für eine aktuell vorgegebene Soll-Verzö-
gerung des Fahrzeugs repräsentativ ist, und in ei-
nem Betätigungsschritt in Abhängigkeit von dem Er-
gebnis des Vergleichsschritts wenigstens eine Brem-
seinheit der Bremseinrichtung zur Unterstützung ei-
ner Bremswirkung der Bremseinrichtung gemäß dem
Oberbegriff des Anspruchs 1 angesteuert wird. Die
Erfindung betrifft weiterhin eine gemäß dem Oberbe-
griff des Anspruchs 8 und ein gemäß Anspruch 15,
bei der bzw. dem ein solches Verfahren implemen-
tiert ist.

[0002] Bei Fahrzeugen, insbesondere modernen
Schienenfahrzeugen, die mit vergleichsweise ho-
hen Nennbetriebsgeschwindigkeiten betrieben wer-
den, besteht unter Sicherheitsgesichtspunkten ein er-
heblicher Bedarf, das Fahrzeug in kritischen Situa-
tionen (beispielsweise im Fall einer drohenden Kol-
lision, eines drohenden Entgleisens etc.) in einer
Schnellbremsung (so genanntes „Emergency Bra-
king”) möglichst schnell zum Stillstand zu bringen.

[0003] Angesichts der Sicherheitsrelevanz der
Funktion „Bremsen” in derartigen kritischen Situa-
tionen (nicht zuletzt wegen der potentiellen Gefähr-
dung der Passagiere des Fahrzeugs) muss für die
Bremseinrichtung nach gängigen Normen ein gewis-
ser Sicherheitslevel nachgewiesen werden. Hierbei
wird beispielsweise in der Norm EN 61508 (die aus
der internationalen Norm IEC 61508 entstanden ist)
ein so genannter Sicherheitsintegritätslevel (SIL) mit
vier Stufen definiert, wobei der Sicherheitsintegritäts-
level 4 (SIL4) die höchste Stufe der Sicherheitsinte-
grität (mit den höchsten Sicherheitsanforderungen)
und der Sicherheitsintegritätslevel 1 (SIL1) die nied-
rigste Stufe darstellt. Für moderne Schienenfahrzeu-
ge ist für die Betriebssituation der Schnellbremsung
in der Regel ein Sicherheitsintegritätslevel von min-
destens SIL3 vorgeschrieben.

[0004] In modernen Schienenfahrzeugen steht in
der Regel eine Bremseinrichtung zur Verfügung, wel-
che über mehrere unterschiedliche Bremseinheiten
verfügt. So ist bei über Elektromotoren angetriebe-
nen Fahrzeugen in der Regel eine elektrodynami-
sche Bremseinheit und eine oder mehrere mecha-

nisch wirkende Reibbremseinheiten (z. B. pneuma-
tische Bremse, Federspeicherbremse, Magnetschie-
nenbremse etc.) vorgesehen.

[0005] Während die elektrodynamische Bremsein-
heit weitestgehend verschleißarm arbeitet, sind die
mechanisch wirkenden Reibbremseinheiten naturge-
mäß mit einem erheblichen Verschleiß der Reibpart-
ner verbunden, weshalb in der Regel versucht wird,
den Einsatz der Reibbremseinheiten auf das Notwen-
digste zu reduzieren.

[0006] So wird beispielsweise bereits in der
DE 66 08 396 U vorgeschlagen, die aktuelle Ist-
Bremswirkung einer elektrodynamischen Bremsein-
heit anhand von Signalen der Bremseinheit zu er-
fassen, diese mit einer aktuell vorgegebenen Soll-
Bremswirkung zu vergleichen und abhängig von dem
Ergebnis des Vergleichs eine Reibbremse nur zu ak-
tivieren, wenn die Ist-Bremswirkung der elektrodyna-
mischen Bremseinheit hinter der Soll-Bremswirkung
zurückbleibt. Problematisch ist hierbei, dass die Er-
fassung der Ist-Bremswirkung anhand von internen
Signalen aus der Bremseinheit selbst erfolgt, sodass
erheblicher Aufwand betrieben werden müsste, um
mit dieser internen Erfassung einen gewünschten
hohen Sicherheitsintegritätslevel (z. B. mindestens
SIL3) zu erreichen.

[0007] Um diesem Problem abzuhelfen, wird bei-
spielsweise in der DE 195 10 755 C2 ein gattungsge-
mäßes Verfahren vorgeschlagen, bei dem eine aktu-
elle Ist-Verzögerung des Fahrzeugs unabhängig von
der Bremseinrichtung mittels eines Beschleunigungs-
sensors erfasst wird, diese Ist-Verzögerung mit ei-
ner aktuell vorgegebenen Soll-Verzögerung vergli-
chen wird und für den Fall, dass die Ist-Verzögerung
hinter der Soll-Verzögerung zurückbleibt, möglichst
alle Reibbremseinrichtungen des Fahrzeugs über se-
parate Signalwege angesteuert werden. Problema-
tisch ist hierbei zum einen, dass sämtliche Reibbrem-
sen des Fahrzeugs in einem solchen Fall stark bean-
sprucht werden. Zudem erfordert dieser Ansatz meh-
rere unabhängige Reibbremssysteme, wodurch sich
der Aufwand für das Fahrzeug erhöht. Ein ähnliches
Verfahren ist auch aus der EP 1 902 918 A2 sowie
der DE 100 04 430 A1 bekannt.

[0008] Der vorliegenden Erfindung liegt daher die
Aufgabe zu Grunde, ein Verfahren, eine Vorrichtung
sowie Fahrzeug der eingangs genannten Art zur Ver-
fügung zu stellen, welche die oben genannten Nach-
teile nicht oder zumindest in geringerem Maße mit
sich bringen und insbesondere auf einfache Weise ei-
ne zuverlässige Schnellbremsung bei hohem Sicher-
heitsintegritätslevel ermöglicht.

[0009] Die vorliegende Erfindung löst diese Aufgabe
ausgehend von einem Verfahren gemäß dem Ober-
begriff des Anspruchs 1 durch die im kennzeichnen-
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den Teil des Anspruchs 1 angegebenen Merkmale.
Sie löst diese Aufgabe weiterhin durch eine Vorrich-
tung gemäß dem Oberbegriff des Anspruchs 9 durch
die im kennzeichnenden Teil des Anspruchs 9 ange-
gebenen Merkmale.

[0010] Der vorliegenden Erfindung liegt die techni-
sche Lehre zu Grunde, dass man auf einfache Wei-
se eine zuverlässige Schnellbremsung bei hohem Si-
cherheitsintegritätslevel realisieren kann, wenn be-
reits bei der Erfassung der Ist-Verzögerung die Vor-
aussetzungen für die einfache Erzielung eines ho-
hen Sicherheitsintegritätslevels geschaffen werden,
indem mehrere vorzugsweise voneinander unabhän-
gige Informationen verwendet werden, welche Rück-
schlüsse auf die Ist-Verzögerung zulassen.

[0011] Hierbei ist es von Vorteil, dass entsprechen-
de Signale bzw. Informationen, die für den aktuel-
len Fahrzustand des Fahrzeugs und damit auch des-
sen aktuelle Ist-Verzögerung repräsentativ sind, in
der Regel auf vielen Fahrzeugen ohnehin aus unter-
schiedlichen Quellen vorhandenen sind, sodass hier-
für vorteilhafter Weise kein zusätzlicher Aufwand be-
trieben werden muss. Zu diesen ohnehin vorhande-
nen Informationen bzw. Signalen zählen insbesonde-
re unter anderem die aktuelle bzw. momentane Ge-
schwindigkeit des Fahrzeugs, wie sie beispielswei-
se aus einem Zugleitsystem oder einem Navigations-
modul (z. B. GPS) verfügbar ist, sowie die aktuellen
bzw. momentanen Drehzahlen der Radeinheiten (z.
B. Radsätze, Radpaare oder aber auch Einzelräder).
Aus dem zeitlichen Verlauf der Geschwindigkeit bzw.
der genannten Drehzahlen lässt sich die aktuelle Ist-
Verzögerung in einfacher Weise ermitteln und für den
Vergleich nutzen.

[0012] Die über die von dem eigentlichen Bremssys-
tem unabhängigen, unterschiedlichen Informationen
bzw. Teilsignale erzielte Redundanz erhöht die Aus-
fallsicherheit des Systems und erleichtert somit den
Aufwand für den Nachweis eines hohen Sicherheits-
integritätslevels erheblich.

[0013] Gemäß einem Aspekt betrifft die Erfindung
daher ein Verfahren zur Ansteuerung einer Brems-
einrichtung eines Fahrzeugs, insbesondere eines
Schienenfahrzeugs für den Hochgeschwindigkeits-
verkehr, bei dem in einem Ermittlungsschritt wenigs-
tens ein für eine aktuelle Ist-Verzögerung des Fahr-
zeugs entlang einer Fahrzeuglängsrichtung reprä-
sentatives, von einem Betriebszustand der Brems-
einrichtung des Fahrzeugs unabhängiges Ist-Verzö-
gerungssignal ermittelt wird, in einem Vergleichs-
schritt das Ist-Verzögerungssignal mit einem vorgeb-
baren Soll-Verzögerungssignal verglichen wird, wo-
bei das Soll-Verzögerungssignal für eine aktuell vor-
gegebene Soll-Verzögerung des Fahrzeugs reprä-
sentativ ist, und in einem Betätigungsschritt in Abhän-
gigkeit von dem Ergebnis des Vergleichsschritts we-

nigstens eine Bremseinheit der Bremseinrichtung zur
Unterstützung einer Bremswirkung der Bremseinrich-
tung angesteuert wird. Das Ist-Verzögerungssignal
wird in dem Ermittlungsschritt unter Verwendung ei-
ner Mehrzahl voneinander unabhängiger Teilsignale
ermittelt, wobei jedes Teilsignal für die aktuelle Ist-
Verzögerung des Fahrzeugs entlang der Fahrzeug-
längsrichtung repräsentativ ist.

[0014] Wie bereits erwähnt, sind die verwendeten
Teilsignale bevorzugt voneinander unabhängig. Dies
kann auf beliebige geeignete Weise realisiert sein.
Vorzugsweise stammen wenigstens zwei der Teilsi-
gnale aus unterschiedlichen Quellen. Hierzu können
unterschiedliche Quellen desselben Typs bzw. der-
selben Art, also beispielsweise zwei oder mehrere am
Fahrzeug platzierte Sensoren desselben Typs, ver-
wendet werden, aus denen die entsprechenden Teil-
signale bzw. Informationen stammen. Vorzugsweise
sind auch die unterschiedlichen Quellen unterschied-
licher Art, um in vorteilhafter Weise die Tragweite von
Fehlern zu reduzieren, die aus Einflüssen resultieren,
welche sich auf einen bestimmten Quellentyp auswir-
ken.

[0015] Es versteht sich, dass als Teilsignal grund-
sätzlich jegliches Signal verwendet werden kann,
welches einen Rückschluss auf die aktuelle Ist-Ver-
zögerung des Fahrzeugs zulässt. Besonders einfach
lässt sich die aktuelle Ist-Verzögerung (als einfache
zeitliche Ableitung) aus dem Verlauf der Geschwin-
digkeit des Fahrzeugs ableiten. Vorzugsweise wird
daher als eines der Teilsignale ein Signal verwendet,
welches aus einem für eine aktuelle Geschwindigkeit
des Fahrzeugs repräsentativen Geschwindigkeitssi-
gnal abgeleitet ist. Hierzu können beliebige geeigne-
te Signale bzw. Quellen verwendet werden.

[0016] So kann das Geschwindigkeitssignal aus ei-
ner, insbesondere satellitengestützten, Navigations-
einheit des Fahrzeugs stammen. Zusätzlich oder al-
ternativ kann das Geschwindigkeitssignal aus einem
Fahrzeugleitsystem des Fahrzeugs stammen.

[0017] Zusätzlich oder alternativ kann das Ge-
schwindigkeitssignal schließlich aus wenigstens ei-
nem Drehzahlsignal abgeleitet sein, das für die Dreh-
zahl wenigstens einer Antriebskomponente des Fahr-
zeugs, insbesondere einer Radeinheit und/oder einer
Motoreinheit des Fahrzeugs, repräsentativ ist, da we-
gen der (meist ausreichend genau) bekannten Bezie-
hung zwischen der Drehzahl der Räder und der Fahr-
geschwindigkeit des Fahrzeugs geschlossen werden
kann.

[0018] Bei weiteren Varianten der Erfindung kann als
eines der Teilsignale ein Signal verwendet wird, wel-
ches aus einem Beschleunigungssensor des Fahr-
zeugs stammt, da hieraus unmittelbar auf die aktuelle
Ist-Verzögerung geschlossen werden kann
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[0019] Es können grundsätzlich sämtliche verfüg-
baren Teilsignale für die Ermittlung des Ist-Verzö-
gerungssignals verwendet werden. Um den Einfluss
von Fehlern möglichst gering zu halten, erfolgt bevor-
zugt bei der Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals
eine Plausibilitätsprüfung wenigstens eines der Teil-
signale, wobei das wenigstens eine Teilsignal dann in
Abhängigkeit von einem Ergebnis der Plausibilitäts-
prüfung für die Ermittlung des Ist-Verzögerungssi-
gnals verwendet wird. Hierdurch können unplausible
bzw. fehlerhafte Teilsignale aus der Ermittlung des
Ist-Verzögerungssignals ausgeschlossen werden.

[0020] Die Plausibilitätsprüfung kann auf beliebige
geeignete Weise erfolgen. So können beispielswei-
se fest vorgegebene Ausschlussbereiche bzw. Aus-
schlusskriterien (zu hohe Verzögerung oder zu starke
Variation der Verzögerung) definiert sein. Liegt das
überprüfte Teilsignal in einem solchen Ausschluss-
bereich, dann kann es von vorneherein ausgeschlos-
sen werden. Vorzugsweise erfolgt die Plausibilitäts-
prüfung unter Verwendung wenigstens eines zweiten
Teilsignals, vorzugsweise mehrerer Teilsignale, wel-
ches bzw. welche als Referenz verwendet werden.

[0021] Das Ist-Verzögerungssignal kann aus den
verwendbaren Teilsignalen auf beliebige geeignete
Weise ermittelt werden. Es kann beispielsweise ein-
fach eines der Teilsignale, welches als repräsentativ
eingestuft wird, als das Ist-Verzögerungssignal ver-
wendet werden. Vorzugsweise wird zur Ermittlung
des Ist-Verzögerungssignals beispielsweise ein Mit-
telwert der verwendeten Teilsignale genutzt.

[0022] Bei bevorzugten Varianten des erfindungsge-
mäßen Verfahrens wird in dem Betätigungsschritt in
einem ersten Betriebsmodus wenigstens eine erste
Bremseinheit der Bremseinrichtung betätigt, wenn in
dem Vergleichsschritt festgestellt wird, dass die ak-
tuelle Ist-Verzögerung die aktuelle Soll-Verzögerung
erreicht oder übersteigt. Hingegen wird in dem Be-
tätigungsschritt in einem zweiten Betriebsmodus we-
nigstens eine zweite Bremseinheit der Bremseinrich-
tung betätigt, wenn in dem Vergleichsschritt festge-
stellt wird, dass die aktuelle Ist-Verzögerung die aktu-
elle Soll-Verzögerung unterschreitet. Hierdurch kön-
nen je nach Betriebssituation unterschiedliche Brem-
seinheiten verwendet werden, wodurch insbesonde-
re eine verschleißoptimierte Nutzung der Bremsein-
heiten möglich ist.

[0023] Dabei kann vorgesehen sein, dass in dem
ersten Betriebsmodus die zweite Bremseinheit, ins-
besondere in Abhängigkeit von der aktuellen Soll-
Verzögerung, ergänzend betätigt wird, um eine be-
stimmte Bremswirkung zu erzielen.

[0024] Weiterhin kann vorgesehen sein, dass in dem
zweiten Betriebsmodus die erste Bremseinheit deak-
tiviert wird. Dies kann insofern sinnvoll sein, als bei-

spielsweise sofort auf eine als besonders zuverlässig
eingestufte Bremseinheit umgestiegen wird, welche
dann gegebenenfalls mit voller Bremsleistung betrie-
ben wird, um mit hoher Sicherheit eine möglichst
schnelle Bremsung zu erzielen.

[0025] Die Ansteuerung der verwendeten Bremsein-
heiten kann grundsätzlich zumindest abschnittswei-
se über denselben Signalpfad erfolgen. Um die Aus-
fallsicherheit zu erhöhen werden bevorzugt getrenn-
te Signalpfade verwendet. Vorzugsweise werden da-
her in dem ersten Betriebsmodus die erste Bremsein-
heit und/oder die zweite Bremseinheit über einen ers-
ten Signalpfad angesteuert, während in dem zweiten
Betriebsmodus die zweite Bremseinheit über einen
zweiten Signalpfad angesteuert wird, der von dem
ersten Signalpfad verschieden ist.

[0026] Bei bevorzugten Varianten der Erfindung ist
der erste Betriebsmodus ein, insbesondere durch
ein Schnellbremssignal ausgelöster, Schnellbrems-
modus ist, während der zweite Betriebsmodus ein
Notbremsmodus (so genanntes „Urgency Braking”)
ist. Weiterhin ist ein Betriebsbremsmodus vorgese-
hen, in dem bei Fehlen eines Schnellbremssignals
keine Durchführung des Vergleichsschritts erfolgt.
Hiermit kann eine normale Betriebsbremsung (so
genanntes „Service Braking”) durchgeführt werden
(wie es im normalen Betrieb ohne Notsituation bei-
spielsweise beim Einfahren in bestimmte, mit ver-
ringerter Geschwindigkeit zu befahrende Strecken-
abschnitte oder Bahnhöfe etc. erforderlich ist), oh-
ne dass die Überwachung der aktuellen Bremswir-
kung mit ihren oben beschriebenen Konsequenzen
erfolgt. Die beschriebene Überwachung der aktuel-
len Bremswirkung und deren Konsequenzen kom-
men erst dann zum Tragen, wenn der Schnellbrems-
modus aktiviert wurde, beispielsweise eine entspre-
chende Betätigung durch den Fahrzeugführer oder
eine Auslösung durch ein Zugleitsystem oder derglei-
chen erfolgte.

[0027] Vorzugsweise wird in dem Betriebsbremsmo-
dus die erste Bremseinheit betätigt, die dann bevor-
zugt von einer möglichst verschleißarmen Bremsein-
heit gebildet wird. Dabei kann, insbesondere in Ab-
hängigkeit von der aktuellen Soll-Verzögerung, gege-
benenfalls ergänzend die zweite Bremseinheit (bei-
spielsweise eine Reibbremse) betätigt werden.

[0028] Vorzugsweise ist vorgesehen, dass als eine
erste Bremseinheit eine verschleißarme elektrodyna-
mische Bremseinheit verwendet wird, während zu-
sätzlich oder alternativ als eine zweite Bremseinheit
eine mechanische Bremseinheit, insbesondere eine
pneumatische Bremseinheit, verwendet wird, die sich
typischerweise durch ihre besonders hohe Zuverläs-
sigkeit auszeichnet.



DE 10 2011 052 545 B4    2013.04.11

5/13

[0029] Die vorliegende Erfindung betrifft weiterhin
eine Vorrichtung zur Ansteuerung einer Bremsein-
richtung eines Fahrzeugs, insbesondere eines Schie-
nenfahrzeugs für den Hochgeschwindigkeitsverkehr,
mit einer Steuereinrichtung, wobei die Steuerein-
richtung dazu ausgebildet ist, in einem Ermittlungs-
schritt wenigstens ein für eine aktuelle Ist-Verzöge-
rung des Fahrzeugs entlang einer Fahrzeuglängs-
richtung repräsentatives, von einem Betriebszustand
der Bremseinrichtung des Fahrzeugs unabhängi-
ges Ist-Verzögerungssignal zu ermitteln. Weiterhin
ist die Steuereinrichtung dazu ausgebildet, in einem
Vergleichsschritt das Ist-Verzögerungssignal mit ei-
nem vorgebbaren Soll-Verzögerungssignal zu ver-
gleichen, wobei das Soll-Verzögerungssignal für ei-
ne aktuell vorgegebene Soll-Verzögerung des Fahr-
zeugs repräsentativ ist. Zudem ist die Steuereinrich-
tung dazu ausgebildet, in einem Betätigungsschritt
in Abhängigkeit von dem Ergebnis des Vergleichs-
schritts wenigstens eine Bremseinheit der Brems-
einrichtung zur Unterstützung einer Bremswirkung
der Bremseinrichtung anzusteuern. Schließlich ist die
Steuereinrichtung dazu ausgebildet, das Ist-Verzöge-
rungssignal in dem Ermittlungsschritt unter Verwen-
dung einer Mehrzahl voneinander unabhängiger Teil-
signale zu ermitteln, wobei jedes Teilsignal für die
aktuelle Ist-Verzögerung des Fahrzeugs entlang der
Fahrzeuglängsrichtung repräsentativ ist.

[0030] Hiermit lassen sich die oben im Zusammen-
hang mit den erfindungsgemäßen Verfahren be-
schriebenen Varianten und Vorteile in demselben
Maße realisieren, sodass insoweit auf die obigen
Ausführungen Bezug genommen wird.

[0031] Die vorliegende Erfindung betrifft weiter-
hin ein Fahrzeug, insbesondere ein Schienenfahr-
zeug für den Hochgeschwindigkeitsverkehr mit einer
Nennbetriebsgeschwindigkeit oberhalb von 250 km/
h, insbesondere oberhalb von 350 km/h, welches ei-
ne erfindungsgemäße Vorrichtung zur Ansteuerung
einer Bremseinrichtung des Fahrzeugs umfasst.

[0032] Weitere bevorzugte Ausgestaltungen der Er-
findung ergeben sich aus den Unteransprüchen bzw.
der nachstehenden Beschreibung bevorzugter Aus-
führungsbeispiele, welche auf die beigefügten Zeich-
nungen Bezug nimmt. Es zeigen:

[0033] Fig. 1 eine schematische Ansicht eines Teils
einer bevorzugten Ausführungsform des erfindungs-
gemäßen Schienenfahrzeugs mit einer bevorzugten
Ausführungsform der erfindungsgemäßen Vorrich-
tung zur Ansteuerung einer Bremseinrichtung eines
Fahrzeugs, mit der eine bevorzugte Ausführungsform
des erfindungsgemäßen Verfahrens zur Ansteuerung
einer Bremseinrichtung ausgeführt werden kann;

[0034] Fig. 2 ein Ablaufdiagramm des Verfahrens
zur Ansteuerung einer Bremseinrichtung, das in dem
Fahrzeug aus Fig. 1 implementiert ist.

[0035] Im Folgenden wird unter Bezugnahme auf
die Fig. 1 und Fig. 2 ein bevorzugtes Ausführungs-
beispiel des erfindungsgemäßen Schienenfahrzeugs
101 beschrieben. Bei dem Schienenfahrzeug 101
handelt es sich um einen Triebzug für den Hoch-
geschwindigkeitsverkehr, dessen Nennbetriebsge-
schwindigkeit oberhalb von 250 km/h, nämlich bei vn
= 300 km/h bis 380 km/h, liegt.

[0036] Das Fahrzeug 101 umfasst einen Endwagen
102 mit einem Wagenkasten, der im Bereich seiner
beiden Enden in herkömmlicher Weise jeweils auf ei-
nem Fahrwerk in Form eines Drehgestells 103 ab-
gestützt ist. Es versteht sich jedoch, dass die vor-
liegende Erfindung auch in Verbindung mit anderen
Konfigurationen eingesetzt werden kann, bei denen
der Wagenkasten lediglich auf einem Fahrwerk ab-
gestützt ist. An den Endwagen schließen sich weite-
re Mittelwagen 104, deren Wagenkästen 104.1 eben-
falls jeweils auf Drehgestellen 103 abgestützt sind.

[0037] Zum einfacheren Verständnis der nachfol-
genden Erläuterungen ist in der Fig. 1 ein (durch die
Radaufstandsebene des Drehgestells 103 vorgege-
benes) Fahrzeug-Koordinatensystem x, y, z angege-
ben, in dem die x-Koordinate die Längsrichtung, die
y-Koordinate die Querrichtung und die z-Koordinate
die Höhenrichtung des Schienenfahrzeugs 101 be-
zeichnen.

[0038] Das Drehgestell 103 weist in herkömmlicher
Weise zwei Radeinheiten in Form von Radsätzen
103.1 auf, die jeweils zwei Räder umfassen. Bei den
Drehgestellen 103 handelt es sich teils um angetrie-
bene Triebdrehgestelle und teils um nicht angetriebe-
ne Laufdrehgestelle. Die Radsätze 103.1 von Trieb-
drehgestellen werden über eine Antriebseinrichtung
105.1 angetrieben, die im Fall einer Bremsung auch
generatorisch betrieben werden kann und somit ei-
nen Teil einer elektrodynamischen Bremseinheit 105
bildet. Weiterhin können die Radsätze 103.1 aller
Drehgestelle über Reibbremselemente 106.1 einer
pneumatischen Reibbremseinheit 106 gebremst wer-
den. Die elektrodynamische Bremseinheit 105 und
die Reibbremseinheit 106 sind Komponenten einer
Bremseinrichtung 107, die gegebenenfalls noch wei-
tere Komponenten umfassen kann.

[0039] Das Fahrzeug 101 weist in dem Endwagen
102 eine Steuereinheit in Form einer Bremssteue-
rung 108 auf, die Teil einer zentralen Fahrzeugsteue-
rung 109 ist und im vorliegenden Beispiel mit ent-
fernten Komponenten unter anderem über eine sich
durch das gesamte Fahrzeug 101 erstreckende Kom-
munikationsverbindung in Form eines Fahrzeugbus-
ses 110 verbunden ist. Es versteht sich hierbei, dass
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bei anderen Varianten der Erfindung auch eine an-
dere Kommunikationsverbindung gewählt sein kann.
Insbesondere kann (unter anderem je nach den Vor-
gaben bestimmter Sicherheitsrichtlinien oder derglei-
chen) zusätzlich oder alternativ eine feste Verdrah-
tung mit den entfernten Komponenten vorgesehen
sein.

[0040] Die Bremssteuerung 108 ist mit einer Rei-
he von unterschiedlichen Quellen für Quellensignale
QSi verbunden, aus denen die Bremssteuerung 108
für eine aktuelle Verzögerung repräsentative Teilsi-
gnale TSi ableitet. Aus den Teilsignalen TSi ermit-
telt die Bremssteuerung 108 wiederum ein Ist-Verzö-
gerungssignal VSI, das für eine aktuelle Ist-Verzöge-
rung VI des Fahrzeugs 101 entlang der Fahrzeug-
längsrichtung (x-Richtung) repräsentativ ist.

[0041] So ist die Bremssteuerung 108 zum einen mit
einem satellitengestützten Navigationssystem 111
(beispielsweise einem GPS-Modul oder dergleichen)
des Fahrzeugs 101 verbunden, welches als erste
Quelle ein erstes Quellensignal QS1 in Form eines
ersten Geschwindigkeitssignals liefert, das für die ak-
tuelle Fahrgeschwindigkeit v des Fahrzeugs 101 re-
präsentativ ist. Aus diesem ersten Quellensignal QS1
ermittelt die Bremssteuerung 108 als erstes Teilsi-
gnal TS1 eine erste Verzögerung V1, indem sie eine
einfache zeitliche Ableitung des zeitlichen Verlaufs
der ersten Geschwindigkeit v bildet.

[0042] Ein in der zentralen Fahrzeugsteuerung 109
implementiertes Fahrzeugleitsystem des Fahrzeugs
101 liefert als zweite Quelle ein zweites Quellensignal
QS2 in Form eines zweiten Geschwindigkeitssignals,
das ebenfalls für die aktuelle Fahrgeschwindigkeit
v des Fahrzeugs 101 repräsentativ ist. Aus diesem
zweiten Quellensignal QS2 ermittelt die Bremssteue-
rung 108 als zweites Teilsignal TS2 wiederum durch
zeitliche Ableitung eine zweite Verzögerung V2.

[0043] Weiterhin liefern eine Reihe von den Radsät-
zen 103.1 zugeordneten Drehzahlsensoren 112 als
dritte Quellen ein drittes Quellensignal QS3 in Form
eines Drehzahlsignals. Aus dem Drehzahlsignal lei-
tet die Bremssteuerung 108 dank der (ausreichend
genau) bekannten Beziehung zwischen der Drehzahl
der Radsätze 103.1 und der Fahrgeschwindigkeit v
ein drittes Geschwindigkeitssignal ab, das ebenfalls
für die aktuelle Fahrgeschwindigkeit v des Fahrzeugs
101 repräsentativ ist. Aus dem dritten Quellensignal
QS3 ermittelt die Bremssteuerung 108 mithin dann
als drittes Teilsignal TS3 wiederum durch zeitliche
Ableitung eine dritte Verzögerung V3.

[0044] Schließlich liefert wenigstens ein Beschleuni-
gungssensor 113 des Fahrzeugs 101 als viertes Teil-
signal TS4 ein Beschleunigungssignal, das unmittel-
bar für eine vierte Verzögerung VS4 des Fahrzeugs
101 repräsentativ ist.

[0045] Es versteht sich, dass bei anderen Varian-
ten der Erfindung als Teilsignal grundsätzlich jegli-
ches Signal verwendet werden kann, welches einen
Rückschluss auf eine aktuelle Verzögerung des Fahr-
zeugs zulässt.

[0046] In der Bremssteuerung 108 ist im vorliegen-
den Beispiel eine bevorzugte Ausführungsform des
erfindungsgemäßen Verfahrens zur Ansteuerung der
Bremseinrichtung implementiert, wie es in Fig. 2 dar-
gestellt ist und nachfolgend beschrieben wird.

[0047] Das Verfahren wird dabei zunächst in einem
Schritt 114.1 gestartet. In einem Schritt 114.2 wird
dann überprüft, ob eine Anforderung für eine Schnell-
bremsung EB, beispielsweise in Form eines Schnell-
bremssignals, vorliegt. Diese Anforderung könnte
beispielsweise durch den Fahrzeugführer über eine
Bedieneinrichtung 115 im Fahrzeugführerraum aus-
gelöst worden sein. Ebenso könnte sie in hinlänglich
bekannter Weise durch das Zugleitsystem ausgelöst
worden sein.

[0048] Ist dies nicht der Fall, schaltet die Brems-
steuerung 108 in einem Schritt 114.3 in einen Be-
triebsbremsmodus SBM. In diesem Betriebsbrems-
modus SBM steuert die Bremssteuerung 108 über
einen ersten Signalpfad in einem Betätigungsschritt
primär die verschleißarme elektrodynamische Brem-
seinheit 105 an, um in Abhängigkeit von einer bei-
spielsweise durch den Fahrzeugführer über die Be-
dieneinrichtung 115 vorgegebenen Soll-Verzögerung
VS eine normale Betriebsbremsung mit einer Brems-
wirkung zu erzielen, wie sie im normalen Betrieb oh-
ne Notsituation beispielsweise beim Einfahren in be-
stimmte, mit verringerter Geschwindigkeit zu befah-
rende Streckenabschnitte oder Bahnhöfe etc. erfor-
derlich ist.

[0049] Dabei kann beispielsweise in Abhängigkeit
von der aktuellen Soll-Verzögerung VS über den ers-
ten Signalpfad gegebenenfalls ergänzend die zwei-
te Reibbremseinheit 106 betätigt werden, um die
Bremswirkung zu unterstützen.

[0050] Der erste Signalpfad verläuft im vorliegenden
Beispiel über den Fahrzeugbus 110 und damit ver-
bundene lokale Bremssteuergeräte 116, welche dann
die Bremseinheiten 105.1 und 106.1 ansteuern.

[0051] Sobald die Bremssteuerung 108 in den Be-
triebsbremsmodus SB geschaltet hat, wird nach einer
Überprüfung, ob der Verfahrensablauf beendet wer-
den soll, (sofern dies nicht der Fall ist) wieder zu dem
Schritt 114.2 zurückgesprungen.

[0052] Wird in dem Schritt 114.2 festgestellt, dass
eine Notsituation mit einer Anforderung für eine
Schnellbremsung EB vorliegt, schaltet die die Brems-
steuerung 108 in einem Schritt 114.4 in einen
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Schnellbremsmodus EBM. In diesem Schnellbrems-
modus EBM steuert die Bremssteuerung 108 wie-
derum über den ersten Signalpfad in einem Betäti-
gungsschritt primär die verschleißarme elektrodyna-
mische Bremseinheit 105 an, um in Abhängigkeit von
einer beispielsweise durch den Fahrzeugführer über
die Bedieneinrichtung 115 vorgegebenen Soll-Verzö-
gerung VS eine Schnellbremsung mit einer maxima-
len Bremswirkung zu erzielen.

[0053] Die elektrodynamische Bremseinheit 105
wird dabei entlang der Hüllkurve des Kennfelds der
Antriebseinrichtungen 105.1 im generatorischen Be-
trieb betrieben, um die erwähnte maximale Bremswir-
kung zu erzielen.

[0054] Auch hier kann in Abhängigkeit von der ak-
tuellen Soll-Verzögerung VS über den ersten Signal-
pfad gegebenenfalls ergänzend die Reibbremsein-
heit 106 betätigt werden, um die gewünschte Brems-
wirkung für die Schnellbremsung EB zu unterstützen.

[0055] In einem Schritt 114.5 wird dann unmittel-
bar nach Aktivierung des Schnellbremsmodus EBM
überprüft, ob die aktuelle Ist-Verzögerung VI des
Fahrzeugs 101 die aktuelle Soll-Verzögerung VS er-
reicht oder übersteigt.

[0056] Hierzu wird in einem Ermittlungsschritt ein
für eine aktuelle Ist-Verzögerung VI des Fahrzeugs
101 entlang der Fahrzeuglängsrichtung (x-Richtung)
repräsentatives Ist-Verzögerungssignal VSI ermittelt.
In einem Vergleichsschritt wird dann das Ist-Verzö-
gerungssignal VSI mit einem vorgebbaren Soll-Ver-
zögerungssignal VSS verglichen. Das Soll-Verzöge-
rungssignal VSS ist dabei für eine aktuell vorgegebe-
ne Soll-Verzögerung VS des Fahrzeugs repräsenta-
tiv.

[0057] Das Ist-Verzögerungssignal VSI wird dabei
durch die Bremssteuerung 108 unter Verwendung
der oben beschriebenen Teilsignale TS1 bis TS4 er-
mittelt. Hierbei können grundsätzlich sämtliche ver-
fügbaren Teilsignale TS1 bis TS4 für die Ermittlung
des Ist-Verzögerungssignals VSI verwendet werden.
Um den Einfluss von Fehlern möglichst gering zu
halten, führt die Bremssteuerung 108 bevorzugt bei
der Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals VSI ei-
ne Plausibilitätsprüfung der Teilsignale TS1 bis TS4
durch, wobei das wenigstens eine Teilsignal dann in
Abhängigkeit von einem Ergebnis der Plausibilitäts-
prüfung für die Ermittlung des Ist-Verzögerungssi-
gnals VSI verwendet wird. Hierdurch können unplau-
sible bzw. fehlerhafte Teilsignale TSi aus der Ermitt-
lung des Ist-Verzögerungssignals VSI ausgeschlos-
sen werden.

[0058] Die Plausibilitätsprüfung kann auf beliebige
geeignete Weise erfolgen. So können beispielswei-
se fest vorgegebene Ausschlussbereiche bzw. Aus-

schlusskriterien (zu hohe Verzögerung oder zu star-
ke Variation der Verzögerung) definiert sein. Liegt
das überprüfte Teilsignal TSi in einem solchen Aus-
schlussbereich, dann kann es von vorneherein aus-
geschlossen werden. Vorzugsweise erfolgt die Plau-
sibilitätsprüfung eines Teilsignals TSi unter Verwen-
dung der übrigen Teilsignale TSj (mit i ≠ j), welche
dann beispielsweise als Referenz verwendet werden.

[0059] Das Ist-Verzögerungssignal VSI kann aus
den verwendbaren Teilsignalen TSi auf beliebige ge-
eignete Weise ermittelt werden. Es kann beispiels-
weise einfach eines der Teilsignale TSi, welches als
repräsentativ eingestuft wird, als das Ist-Verzöge-
rungssignal VSI verwendet werden. Ebenso kann als
Ist-Verzögerungssignal VSI ein Mittelwert der ver-
wendeten Teilsignale TSi genutzt werden.

[0060] Fällt die Prüfung in dem Schritt 114.5 positiv
aus, d. h. erreicht oder übersteigt die aktuelle Ist-Ver-
zögerung VI des Fahrzeugs 101 die aktuelle Soll-Ver-
zögerung VS, so wird der Schnellbremsmodus EBM
zunächst beibehalten.

[0061] In einem Schritt 114.6 wird dann überprüft, ob
der Schnellbremsmodus EBM beendet werden soll,
beispielsweise weil für eine bestimmte Zeit ein Still-
stand des Fahrzeugs 101 vorlag oder der Schnell-
bremsmodus EBM auf andere Weise aufgehoben
wurde. Ist dies nicht der Fall (soll der Schnellbrems-
modus EBM also zunächst beibehalten werden) wird
zurück zu dem Schritt 114.5 gesprungen.

[0062] Fällt die Prüfung in dem Schritt 114.5 negativ
aus, d. h. bleibt die aktuelle Ist-Verzögerung VI des
Fahrzeugs 101 hinter der aktuellen Soll-Verzögerung
VS zurück, so schaltet die die Bremssteuerung 108 in
einem Schritt 114.7 in einen Notbremsmodus UBM.
In diesem Notbremsmodus UBM steuert die Brems-
steuerung 108 in einem Betätigungsschritt über ei-
nen (vom ersten Signalpfad verschiedenen) zweiten
Signalpfad 117 direkt die Reibbremseinheit 106 an,
während im vorliegenden Beispiel die elektrodynami-
sche Bremseinheit 105 und damit auch die Antriebs-
einheit deaktiviert wird. Es versteht sich jedoch, dass
die elektrodynamische Bremseinheit bei anderen Va-
rianten der Erfindung gegebenenfalls auch parallel
weiter betrieben werden kann.

[0063] Die Reibbremseinheit 106 wird im Notbrems-
modus UBM im vorliegenden Beispiel mit maxima-
ler Bremsleistung betrieben, um die maximal mög-
liche Bremswirkung zu erzielen. Hierbei kann es
zwar gegebenenfalls sein, dass die Bremswirkung
der Reibbremseinheit 106 hinter der maximal mög-
lichen Bremswirkung im Schnellbremsmodus EBM
(mit elektrodynamische Bremseinheit 105 und ergän-
zender Reibbremseinheit 106) zurückbleibt. Die hoch
zuverlässige Reibbremseinheit 106 garantiert jedoch
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eine ausreichend hohe Bremswirkung, sodass dieser
Nachteil in Kauf genommen werden kann.

[0064] In einem Schritt 114.8 wird dann überprüft,
ob der Notbremsmodus UBM beendet werden soll,
beispielsweise weil für eine bestimmte Zeit ein Still-
stand des Fahrzeugs 101 vorlag oder der Notbrems-
modus UBM auf andere Weise aufgehoben wurde. Ist
dies nicht der Fall (soll der Notbremsmodus UBM al-
so zunächst beibehalten werden) wird zurück zu dem
Schritt 114.7 gesprungen.

[0065] Andernfalls wird zum Schritt 114.6 gesprun-
gen. Wird dort festgestellt, dass auch der Schnell-
bremsmodus EBM beendet werden soll, wird in ei-
nem Schritt 114.9 überprüft, ob der Verfahrensab-
lauf beendet werden soll. Ist dies der Fall, endet der
Verfahrensablauf in einem Schritt 114.10. Andernfalls
wird zum Schritt 114.2 zurück gesprungen.

[0066] Die beschriebene Überwachung der aktuel-
len Ist-Verzögerung VI im Bezug auf die aktuelle Soll-
Verzögerung VS in Schritt 114.5 unter Verwendung
mehrerer voneinander und von der Bremseinrichtung
107 unabhängiger Teilsignale TSi bringen den Vorteil
mit sich, dass bereits bei der Erfassung der Ist-Verzö-
gerung VI die Voraussetzungen für die einfache Er-
zielung eines hohen Sicherheitsintegritätslevels der
Bremssteuerung 108 geschaffen werden.

[0067] Hierbei ist es insbesondere von Vorteil, dass
entsprechende Quellensignale QSi bzw. Informatio-
nen, die für den aktuellen Fahrzustand des Fahr-
zeugs 101 und damit auch dessen aktuelle Ist-Verzö-
gerung VI repräsentativ sind, in der Regel auf vielen
Fahrzeugen ohnehin aus unterschiedlichen Quellen
vorhanden sind, sodass hierfür vorteilhafter Weise
kein zusätzlicher Aufwand betrieben werden muss.

[0068] Die Redundanz, welche über die von dem
eigentlichen Bremssystem 107 unabhängigen, un-
terschiedlichen Informationen bzw. Teilsignale TSi
aus unterschiedlichen Quellen erzielt wird, erhöht die
Ausfallsicherheit des Systems und erleichtert somit
den Aufwand für den Nachweis eines hohen Sicher-
heitsintegritätslevels der Bremssteuerung 108 erheb-
lich. Die Verwendung von Quellen unterschiedlicher
Art reduziert dabei in vorteilhafter Weise die Tragwei-
te von Fehlern, die aus Einflüssen resultieren, welche
sich auf einen bestimmten Quellentyp auswirken.

[0069] Die Steuerung, welche den Schritt 114.5
(Überwachung der aktuellen Ist-Verzögerung VI im
Bezug auf die aktuelle Soll-Verzögerung VS) und
114.7 (Bremssteuerung im Notbremsmodus UBM)
durchführt, ist im vorliegenden Beispiel in einer sepa-
raten Steuereinheit 108.1 der Bremssteuerung 108
realisiert. Dies hat den Vorteil, dass sie neben der
räumlichen Abgrenzung auch einen eng abgegrenz-
ten Funktionsumfang aufweist, wodurch sich der Auf-

wand für die Erzielung eines hohen Sicherheitsin-
tegritätslevels erheblich reduziert und sich der Wie-
derverwendungsgrad bereits zertifizierter (Standard)
Komponenten erhöht. Im vorliegenden Beispiel ist mit
gemäßigtem Aufwand ein Sicherheitsintegritätslevel
von mindestens SIL3 für den Notbremsmodus UBM
ohne Weiteres realisierbar.

[0070] Für die im Betriebsbremsmodus SBM und
im Schnellbremsmodus EBM verwendete Ansteue-
rung der elektrodynamischen Bremseinheit 105 und
der Reibbremseinheit 106 muss jedoch kein entspre-
chender Aufwand hinsichtlich des Sicherheitsintegri-
tätslevels betrieben werden. Die dennoch erzielte
weitestgehende Nutzung der verschleißarmen elek-
trodynamischen Bremseinheit 105 hat den Vorteil,
dass die maximale Bremsleistung der Reibbrems-
einheit 106 nur wenn unbedingt nötig genutzt wird.
Hierdurch werden die Komponenten der Reibbrems-
einheit 106 (Bremsbeläge, Bremsscheiben etc.) ge-
schont, sodass sich Verschleiß, Wartungsaufwand
und damit die Lebenszykluskosten reduzieren.

[0071] Die vorliegende Erfindung wurde vorstehend
ausschließlich anhand eines Beispiels beschrieben,
bei dem für die Reibungsbremse eine pneumatische
Bremse zum Einsatz kommt. Es versteht sich jedoch,
dass die Erfindung auch im Zusammenhang mit be-
liebigen herkömmlichen Reibungsbremsen zum Ein-
satz kommen kann, wobei diese einzeln oder in be-
liebiger Kombination verwendet und im Notbremsmo-
dus UBM angesteuert werden können.

[0072] Die vorliegende Erfindung wurde vorstehend
ausschließlich anhand eines Triebzugs im Hochge-
schwindigkeitsverkehr beschrieben. Es versteht sich
jedoch, dass die Erfindung auch im Zusammenhang
mit anderen Schienenfahrzeugen zum Einsatz kom-
men kann.

[0073] Weiterhin versteht es sich, dass die vorlie-
gende Erfindung nicht nur für aus mehreren Wa-
gen zusammengesetzte Fahrzeuge eingesetzt wer-
den kann. Vielmehr kann sie natürlich auch an einem
Fahrzeug, dass aus einem einzigen Wagen besteht
zum Einsatz kommen.

Patentansprüche

1.  Verfahren zur Ansteuerung einer Bremseinrich-
tung (107) eines Fahrzeugs (101), insbesondere ei-
nes Schienenfahrzeugs für den Hochgeschwindig-
keitsverkehr, bei dem
– in einem Ermittlungsschritt wenigstens ein für ei-
ne aktuelle Ist-Verzögerung (VI) des Fahrzeugs (101)
entlang einer Fahrzeuglängsrichtung repräsentati-
ves, von einem Betriebszustand der Bremseinrich-
tung (107) des Fahrzeugs (101) unabhängiges Ist-
Verzögerungssignal (VSI) ermittelt wird,
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– in einem Vergleichsschritt (114.5) das Ist-Verzöge-
rungssignal (VSI) mit einem vorgebbaren Soll-Verzö-
gerungssignal (VSS) verglichen wird, wobei das Soll-
Verzögerungssignal (VSS) für eine aktuell vorgege-
bene Soll-Verzögerung (VS) des Fahrzeugs (101) re-
präsentativ ist, und
– in einem Betätigungsschritt (114.7) in Abhängigkeit
von dem Ergebnis des Vergleichsschritts (114.5) we-
nigstens eine Bremseinheit (105, 106) der Bremsein-
richtung (107) zur Unterstützung einer Bremswirkung
der Bremseinrichtung (107) angesteuert wird,
dadurch gekennzeichnet, dass
– das Ist-Verzögerungssignal (VSI) in dem Ermitt-
lungsschritt unter Verwendung einer Mehrzahl von-
einander unabhängiger Teilsignale (TS1 bis TS4) er-
mittelt wird, wobei
– jedes Teilsignal (TS1; TS2; TS3; TS4) für die ak-
tuelle Ist-Verzögerung (VI) des Fahrzeugs (101) ent-
lang der Fahrzeuglängsrichtung repräsentativ ist.

2.   Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass
– wenigstens zwei der Teilsignale (TS1; TS2; TS3;
TS4) aus unterschiedlichen Quellen (109, 111, 112,
113) stammen, wobei
– die unterschiedlichen Quellen (109, 111, 112, 113)
insbesondere unterschiedlicher Art sind.

3.  Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, dass
– als eines der Teilsignale (TS1; TS2; TS3; TS4) ein
Signal verwendet wird, welches aus einem für eine
aktuelle Geschwindigkeit des Fahrzeugs (101) reprä-
sentativen Geschwindigkeitssignal abgeleitet ist,
und/oder
– als eines der Teilsignale (TS1; TS2; TS3; TS4) ein
Signal verwendet wird, welches aus einem Beschleu-
nigungssensor (113) des Fahrzeugs (101) stammt,
wobei
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus ei-
ner, insbesondere satellitengestützten, Navigations-
einheit (111) des Fahrzeugs (101) stammt,
und/oder
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus ei-
nem Fahrzeugleitsystem (109) des Fahrzeugs (101)
stammt
und/oder
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus we-
nigstens einem Drehzahlsignal abgeleitet ist, das für
die Drehzahl wenigstens einer Antriebskomponente
des Fahrzeugs (101), insbesondere einer Radeinheit
(103.1) und/oder einer Motoreinheit des Fahrzeugs
(101), repräsentativ ist,

4.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3,
dadurch gekennzeichnet, dass
– bei der Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals
(VSI) eine Plausibilitätsprüfung wenigstens eines der
Teilsignale (TS1; TS2; TS3; TS4) erfolgt und

– das wenigstens eine Teilsignal (TS1; TS2; TS3;
TS4) in Abhängigkeit von einem Ergebnis der Plau-
sibilitätsprüfung für die Ermittlung des Ist-Verzöge-
rungssignals (VSI) verwendet wird, wobei
– die Plausibilitätsprüfung insbesondere unter Ver-
wendung wenigstens eines zweiten Teilsignals (TS1;
TS2; TS3; TS4) erfolgt
und/oder
– zur Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals (VSI)
insbesondere ein Mittelwert der verwendeten Teilsi-
gnale (TS1; TS2; TS3; TS4) verwendet wird.

5.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4,
dadurch gekennzeichnet, dass
– in dem Betätigungsschritt (114.7) in einem ers-
ten Betriebsmodus wenigstens eine erste Bremsein-
heit (105) der Bremseinrichtung (107) betätigt wird,
wenn in dem Vergleichsschritt (114.5) festgestellt
wird, dass die aktuelle Ist-Verzögerung (VI) die aktu-
elle Soll-Verzögerung (VS) erreicht oder übersteigt,
und
– in dem Betätigungsschritt (114.7) in einem zwei-
ten Betriebsmodus wenigstens eine zweite Brem-
seinheit (106) der Bremseinrichtung (107) betätigt
wird, wenn in dem Vergleichsschritt (114.5) festge-
stellt wird, dass die aktuelle Ist-Verzögerung (VI) die
aktuelle Soll-Verzögerung (VS) unterschreitet,
wobei insbesondere
– in dem ersten Betriebsmodus die zweite Brems-
einheit (106), insbesondere in Abhängigkeit von der
aktuellen Soll-Verzögerung (VS), ergänzend betätigt
wird
und/oder
– in dem ersten Betriebsmodus die erste Bremsein-
heit (105) und/oder die zweite Bremseinheit (106)
über einen ersten Signalpfad (110) angesteuert wird
und/oder
– in dem zweiten Betriebsmodus die erste Bremsein-
heit (105) deaktiviert wird.
und/oder
– in dem zweiten Betriebsmodus die zweite Brems-
einheit (106) über einen zweiten Signalpfad (117) an-
gesteuert wird, der von dem ersten Signalpfad (110)
verschieden ist.

6.   Verfahren nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, dass
– der erste Betriebsmodus ein, insbesondere durch
ein Schnellbremssignal ausgelöster, Schnellbrems-
modus (EBM) ist,
– der zweite Betriebsmodus ein Notbremsmodus
(UBM) ist, und
– ein Betriebsbremsmodus vorgesehen ist, in dem
bei Fehlen eines Schnellbremssignals keine Durch-
führung des Vergleichsschritts (114.5) erfolgt,
wobei
– in dem Betriebsbremsmodus insbesondere die ers-
te Bremseinheit (105) betätigt wird und, insbesondere
in Abhängigkeit von der aktuellen Soll-Verzögerung
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(VS), gegebenenfalls ergänzend die zweite Brems-
einheit (106) betätigt wird.

7.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 6,
dadurch gekennzeichnet, dass
– als eine erste Bremseinheit (105) eine elektrodyna-
mische Bremseinheit verwendet wird
und/oder
– als eine zweite Bremseinheit (106) eine mechani-
sche Bremseinheit, insbesondere eine pneumatische
Bremseinheit, verwendet wird.

8.    Vorrichtung zur Ansteuerung einer Bremsein-
richtung (107) eines Fahrzeugs (101), insbesondere
eines Schienenfahrzeugs für den Hochgeschwindig-
keitsverkehr, mit einer Steuereinrichtung (108), wo-
bei
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
in einem Ermittlungsschritt wenigstens ein für eine
aktuelle Ist-Verzögerung (VI) des Fahrzeugs (101)
entlang einer Fahrzeuglängsrichtung repräsentati-
ves, von einem Betriebszustand der Bremseinrich-
tung (107) des Fahrzeugs (101) unabhängiges Ist-
Verzögerungssignal (VSI) zu ermitteln,
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
in einem Vergleichsschritt (114.5) das Ist-Verzöge-
rungssignal (VSI) mit einem vorgebbaren Soll-Verzö-
gerungssignal (VSS) zu vergleichen, wobei das Soll-
Verzögerungssignal (VSS) für eine aktuell vorgege-
bene Soll-Verzögerung (VS) des Fahrzeugs (101) re-
präsentativ ist, und
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist, in
einem Betätigungsschritt (114.7) in Abhängigkeit von
dem Ergebnis des Vergleichsschritts (114.5) wenigs-
tens eine Bremseinheit (105, 106) der Bremseinrich-
tung (107) zur Unterstützung einer Bremswirkung der
Bremseinrichtung (107) anzusteuern,
dadurch gekennzeichnet, dass
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
das Ist-Verzögerungssignal (VSI) in dem Ermittlungs-
schritt unter Verwendung einer Mehrzahl voneinan-
der unabhängiger Teilsignale (TS1 bis TS4) zu ermit-
teln, wobei
– jedes Teilsignal (TS1; TS2; TS3; TS4) für die ak-
tuelle Ist-Verzögerung (VI) des Fahrzeugs (101) ent-
lang der Fahrzeuglängsrichtung repräsentativ ist.

9.  Vorrichtung nach Anspruch 8, dadurch gekenn-
zeichnet, dass
– für ein erstes Teilsignal (TS1; TS2; TS3; TS4) eine
erste Quelle (109, 111, 112, 113) vorgesehen ist und
– für ein zweites Teilsignal (TS1; TS2; TS3; TS4) eine
zweite Quelle (109, 111, 112, 113) vorgesehen ist, die
von der ersten Quelle (109, 111, 112, 113) verschie-
den ist, wobei
– die erste Quelle (109, 111, 112, 113) und die zwei-
te Quelle (109, 111, 112, 113) insbesondere unter-
schiedlicher Art sind.

10.  Vorrichtung nach Anspruch 8 oder 9, dadurch
gekennzeichnet, dass
– wenigstens eine Quelle (109, 111, 112) als ein Teil-
signal (TS1; TS2; TS3; TS4) ein Signal liefert, wel-
ches aus einem für eine aktuelle Geschwindigkeit des
Fahrzeugs (101) repräsentativen Geschwindigkeits-
signal abgeleitet ist,
und/oder
– wenigstens ein Beschleunigungssensor (113) des
Fahrzeugs (101) als Quelle eines der Teilsignale
(TS1; TS2; TS3; TS4) vorgesehen ist,
wobei
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus ei-
ner, insbesondere satellitengestützten, Navigations-
einheit (111) des Fahrzeugs (101) stammt,
und/oder
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus ei-
nem Fahrzeugleitsystem (109) des Fahrzeugs (101)
stammt
und/oder
– das Geschwindigkeitssignal insbesondere aus we-
nigstens einem Drehzahlsignal abgeleitet ist, das für
die Drehzahl wenigstens einer Antriebskomponente
des Fahrzeugs (101), insbesondere einer Radeinheit
(103.1) und/oder einer Motoreinheit des Fahrzeugs
(101), repräsentativ ist.

11.  Vorrichtung nach einem der Ansprüche 8 bis
10, dadurch gekennzeichnet, dass
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist, bei
der Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals (VSI) ei-
ne Plausibilitätsprüfung wenigstens eines der Teilsi-
gnale (TS1; TS2; TS3; TS4) durchzuführen und
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
das wenigstens eine Teilsignal (TS1; TS2; TS3; TS4)
in Abhängigkeit von einem Ergebnis der Plausibili-
tätsprüfung für die Ermittlung des Ist-Verzögerungs-
signals (VSI) zu verwenden, wobei
– die Plausibilitätsprüfung insbesondere unter Ver-
wendung wenigstens eines zweiten Teilsignals (TS1;
TS2; TS3; TS4) erfolgt
und/oder
– zur Ermittlung des Ist-Verzögerungssignals (VSI)
insbesondere ein Mittelwert der verwendeten Teilsi-
gnale (TS1; TS2; TS3; TS4) verwendet wird.

12.  Vorrichtung nach einem der Ansprüche 8 bis
11, dadurch gekennzeichnet, dass
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
in dem Betätigungsschritt (114.7) in einem ersten
Betriebsmodus wenigstens eine erste Bremseinheit
(105) der Bremseinrichtung (107) zu betätigen, wenn
in dem Vergleichsschritt (114.5) festgestellt wird,
dass die aktuelle Ist-Verzögerung (VI) die aktuelle
Soll-Verzögerung (VS) erreicht oder übersteigt, und
– die Steuereinrichtung (108) dazu ausgebildet ist,
in dem Betätigungsschritt (114.7) in einem zwei-
ten Betriebsmodus wenigstens eine zweite Brems-
einheit (106) der Bremseinrichtung (107) zu betäti-
gen, wenn in dem Vergleichsschritt (114.5) festge-
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stellt wird, dass die aktuelle Ist-Verzögerung (VI) die
aktuelle Soll-Verzögerung (VS) unterschreitet,
wobei insbesondere
– in dem ersten Betriebsmodus der Steuereinrichtung
(108) die zweite Bremseinheit (106), insbesondere
in Abhängigkeit von der aktuellen Soll-Verzögerung
(VS), ergänzend betätigt wird
und/oder
– in dem ersten Betriebsmodus der Steuereinrichtung
(108) die erste Bremseinheit (105) und/oder die zwei-
te Bremseinheit (106) über einen ersten Signalpfad
(110) angesteuert wird
und/oder
– in dem zweiten Betriebsmodus die erste Bremsein-
heit (105) deaktiviert wird.
und/oder
– in dem zweiten Betriebsmodus die zweite Brems-
einheit (106) über einen zweiten Signalpfad (117) an-
gesteuert wird, der von dem ersten Signalpfad (110)
verschieden ist.

13.    Vorrichtung nach Anspruch 12, dadurch ge-
kennzeichnet, dass
– der erste Betriebsmodus ein, insbesondere durch
ein Schnellbremssignal (EB) ausgelöster, Schnell-
bremsmodus (EBM) ist,
– der zweite Betriebsmodus ein Notbremsmodus
(UBM) ist, und
– ein Betriebsbremsmodus der Steuereinrichtung
(108) vorgesehen ist, in dem bei Fehlen eines
Schnellbremssignals keine Durchführung des Ver-
gleichsschritts (114.5) erfolgt, wobei
– in dem Betriebsbremsmodus insbesondere die ers-
te Bremseinheit (105) betätigt wird und, insbesondere
in Abhängigkeit von der aktuellen Soll-Verzögerung
(VS), gegebenenfalls ergänzend die zweite Brems-
einheit (106) betätigt wird.

14.  Vorrichtung nach einem der Ansprüche 8 bis
13, dadurch gekennzeichnet, dass
– als eine erste Bremseinheit (105) eine elektrodyna-
mische Bremseinheit vorgesehen ist
und/oder
– als eine zweite Bremseinheit (106) eine mechani-
sche Bremseinheit, insbesondere eine pneumatische
Bremseinheit, vorgesehen ist.

15.  Fahrzeug, insbesondere Schienenfahrzeug für
den Hochgeschwindigkeitsverkehr mit einer Nennbe-
triebsgeschwindigkeit oberhalb von 250 km/h, insbe-
sondere oberhalb von 350 km/h, mit einer Vorrichtung
nach einem der Ansprüche 8 bis 14.

Es folgen 2 Blatt Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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